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MERKBLATT (Version 1.0, Stand 30. Juli 2025) 

Umgang mit Patientenverfügungen in Alters - und 
Pflegeheimen des Kantons  Solothurn  

Der respektvolle Umgang mit den Wünschen der Bewohnenden in Alters- und Pflegeheimen (APH) ist ein 
zentraler Aspekt der pflegerischen Verantwortung. Eine Patientenverfügung (PV) ermöglicht es den Be-
troffenen, im Voraus festzulegen, wie sie in Bezug auf medizinische Behandlungen und lebensverlängernde 
Massnahmen behandelt werden möchten, falls sie zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr in der Lage sind, 
ihren Willen zu äussern. Der korrekte Umgang mit solchen Verfügungen ist nicht nur eine rechtliche Pflicht, 
sondern auch ein Ausdruck von Respekt gegenüber der Autonomie und Würde der betroffenen Personen. 
In der Schweiz sind die Regelungen zur PV in Art. 370 ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (SR; 210) 
normiert. Auch Pflegeeinrichtungen sind verpflichtet, diese Bestimmungen zu beachten und mit Bedacht 
umzusetzen. 

Advanced Care Planning (ACP) 

ACP (vorausschauende Behandlungsplanung) ist ein proaktiver Prozess, bei dem Bewohnende in Gesprä-
chen über ihre Wünsche und Werte bezüglich zukünftiger medizinischer Behandlung einbezogen werden. 
Dies hilft, eine informierte und individuelle Patientenverfügung zu erstellen, die die Lebensqualität und 
den Willen der Bewohnerin / des Bewohners respektiert.  

Umgang mit einer PV 

Bei Heimeintritt: Beim Eintritt in ein APH sollen die eintretenden Personen nach einer PV gefragt werden. 
Ist keine solche vorhanden, werden die ins Heim eintretenden Personen und ihre Angehörigen ermutigt, 
eine PV zu erstellen.  

Aufbewahren: Liegt eine PV vor, wird eine Kopie entweder in der physischen Patientendokumentation 
und/oder im elektronischen Patientendossier des APH aufbewahrt. Das Originaldokument verbleibt im Be-
sitz der Bewohnenden. Es empfiehlt sich zudem, eine weitere Kopie der vertretungsberechtigen Person und 
der ärztlichen Kontaktperson abzugeben. 

Überprüfen und Aktualis ieren: Die PV sollte alle zwei Jahre inhaltlich überprüft respektive sofort ange-
passt werden, falls sich die eigenen Überzeugungen in Bezug auf medizinische Massnahmen geändert ha-
ben. Dabei wird sie neu datiert und signiert. 

Wirkung der PV: Die mit der PV getroffenen Entscheidungen wirken erst dann, wenn die eigene Urteilsun-
fähigkeit eingetreten ist und medizinische Massnahmen ergriffen werden müssen. Falls der Patientenverfü-
gung nicht entsprochen wird und die Interessen der Person gefährdet sind, können sich der Bewohnenden 
nahestehende Personen bei der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) melden. Die KESB prüft den 
Sachverhalt und entscheidet über das weitere Vorgehen. 

Keine PV vorhanden, was nun? 

Wenn keine vertretungsberechtigte Person mittels PV benannt wurde, gilt eine gesetzlich festgelegte Ver-
tretungskaskade (Art. 378 ZGB). Bei medizinischen Massnahmen sind folgende Personen in dieser Reihen-
folge vertretungsberechtig: 

1. Die in der Patientenverfügung oder im Vorsorgeauftrag genannte Person; 
2. Die Beistandsperson, wenn diese als Vertretung im medizinischen Bereich eingesetzt ist; 
3. Die Ehegattin, der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner, 

wenn ein gemeinsamer Haushalt besteht oder regelmässig persönlich Hilfe geleistet wird; 
4. Eine im gemeinsamen Haushalt lebende Person, die der Person regelmässig persönlich Hilfe 

leistet; 
5. Verwandte, wenn diese der Person regelmässig Hilfe leisten. 
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Die KESB schreitet lediglich ein, wenn unklar ist, wer vertretungsberechtigt ist, sich die berechtigten Perso-
nen nicht einig sind oder wenn die Interessen der Person gefährdet sind. In dringenden Fällen ergreift die 
ärztliche Person medizinische Massnahmen nach dem mutmasslichen Willen und Interessen der urteilsunfä-
higen Person (Art. 379 ZGB). 

Reanimationsmassnahmen 

REA-Massnahmen: Jedes APH muss festlegen, ob und wenn ja, welche Reanimationsmassnahmen (REA-
Massnahmen) über 24 h an 365 Tagen erbracht werden können. Bietet ein APH REA-Massnahmen an, müs-
sen die erforderlichen Voraussetzungen zur Sicherstellung einer fachgerechten Durchführung gewährleistet 
werden. Können keine umfassenden REA-Massnahmen angeboten werden, muss dies den Bewohnenden 
mitgeteilt werden. 

REA in der Institution: Um bei einem Herzkreislaufstillstand schnell handeln zu können, muss der REA-
Status bei jeder Bewohnerin / jedem Bewohner im elektronischen Patientendossier des APH ersichtlich sein. 
Der REA-Status im Patientendossier muss zwingend demjenigen der allfällig vorhandenen PV entsprechen.  

Achtung: Es ist immer zu beachten, ob in der PV eine Spitaleinweisung abgelehnt wird. 

• REA-Status «JA»: Herz-Lungen-Wiederbelebung und ggf. Einsatz von Defibrillator muss erfol-
gen.  

• REA-Status «Nein»: Herz-Lungen-Wiederbelebung und Einsatz von Defibrillator ist zu unter-
lassen.  

• REA-Status «Unklar»: Herz-Lungen-Wiederbelebung und ggf. Einsatz von Defibrillator muss 
erfolgen. Stellt sich im Verlauf der REA-Massnahmen heraus, dass die Bewohnerin / der Be-
wohner eine Ablehnung von REA-Massnahmen festgelegt hatte oder die vertretungsberech-
tige Person solche ablehnt, müssen die Massnahmen sofort abgebrochen werden. 

 


